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Drucksache Nr. 2190 


Anfrage Nr. 183 

der Fraktion der FDP 


betr. Inansprudinahme von Grund und Boden für 
Besatzungszwecke. 


Bei der Inanspruchnahme von Grund und Boden für Zwecke der 
alliierten Besatzungstruppen ergeben sich ständig Schwierigkeiten 
dadurch, daß die wirtschaftlidien Belange der betroffenen deutschen 
Bevölkerung nicht hinreidiend gewahrt werden. 

Die Bundesregierung wird daher um Auskunft gebeten, 

1. welche Maßnahmen sie getroffen hat oder zu treffen gedenkt, 
um die deutsdien Interessen bei der Inanspruchnahme von Grund 
und Boden in ausreichendem Umfange zu wahren; 

2. welche Maßnahmen getroffen worden sind, um der betroffenen 
Bevölkerung schnell und zuverlässig Ersatz des erlittenen Schadens 
zu verschaffen, und zwar im Falle von Enteignungen möglichst 
durch Naturalleistungen; 

3. welche Maßnahmen geplant sind, um die rechtlichen Grundlagen 
für die Inansprudinahme von Grundstücken und Gebäuden ein- 
deutig klarzustellen. 
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